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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

(19. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes über Preise für Getreide inländischer Erzeugung sowie 
über besondere Maßnahmen in der Getreide- und Futtermittel- 
wirtschaft 

(Getreidepreisgesetz 1961/62) 

— Drucksache 2639 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Pflaumbaum 


Der vorliegende Gesetzentwurf wurde in der 154. 
Sitzung des Deutschen Bundestages am 19. April 
1961 dem Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten federführend und dem Wirtschaftsaus- 
schuß mitberatend überwiesen. 

Auch in diesem Jahr ist die Bundesregierung wie- 
derum von der Überlegung ausgegangen, keine 
grundsätzliche Änderung der Preisverhältnisse vor- 
zuschlagen, bis die zuständigen Organe der Europä- 
ischen Wirtschaftsgemeinschaft ihre Entscheidungen 
getroffen haben. In Verfolg dieser Auffassung hat 
die Bundesregierung davon abgesehen, eine Ermä- 
ßigung des Roggenpreises vorzuschlagen. 

In Anbetracht dieses somit vorliegenden Regie- 
rungsentwurfs hat der Ausschuß für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten das Gesetz in der Re- 
gierungsvorlage angenommen und ist lediglich zu 
den im Antrag des Ausschusses aufgeführten Ände- 
rungen gekommen. Die Änderung zu 1. ist redak- 
tioneller Art. Bei der Änderung zu 2., die Preisge- 
bietseinteilung betreffend, handelt es sich um einen 
Vorschlag des Landes Niedersachsen, dem der Aus- 
schuß zustimmte. 

Ferner lag dem Ausschuß an Änderungsvorschlä- 
gen die Eingabe eines Verbandes vor, der vorschlug, 
9 Monatsreports zu 5, — DM einzuführen. Diese An- 
regungwurde aber vom Ausschuß nicht aufgegriffen, 
da man andernfalls für den Verbraucher eine Preis- 
erhöhung befürchtete. 


Einen breiten Raum in der Ausschußberatung 
nahm die Frage der Zuschläge für inländischen 
Qualitätsweizen (§ 6 Abs. 3) ein. Dabei ging der 
Ausschuß von der Entschließung des Bundestages 
vom 20. Mai 1960 zum Getreidepreisgesetz 1960/61 
aus, die folgenden Wortlaut hatte: 

„Die in dem Entwurf des Getreidepreisgesetzes 
1960/61 — Drucksache 1508 — vorgesehenen 

Qualitätszuschläge für inländischen Qualitätswei- 
zen bieten allein keine Gewähr für eine ausrei- 
chende Förderung der Erzeugung und Verwen- 
dung von inländischem Qualitätsweizen. Die Bun- 
desregierung wird daher ersucht, die Preise für 
eingeführten Qualitätsweizen und den Anteil an 
ausländischem Qualitätsweizen, den die Mühlen 
bei der Verarbeitung von Weizen höchstens ver- 
wenden dürfen, so zu bemessen, daß ein wirt- 
schaftlicher Anreiz zur Verwendung und damit 
auch zur Erzeugung von inländischem Qualitäts- 
weizen hergestellt wird." 

Im Ausschuß wurden die Bemühungen der Bun- 
desregierung auf Grund dieser Entschließung zwar 
anerkannt, aber gleichzeitig festgestellt, daß infolge 
der ungünstigen Erntewitterung des vergangenen 
Jahres die Maßnahmen nicht genügend zur Wir- 
kung gekommen sind und ein weiterer wirtschaft- 
licher Anreiz zur vermehrten Erzeugung und Ver- 
wendung von inländischem Qualitätsweizen not- 
wendig ist. 
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Der Ausschuß lehnte bei seinen Beratungen eine 
Erhöhung der Qualitätszuschläge ab, da er glaubte, 
daß dadurch noch weniger Verträge als bisher ab- 
geschlossen werden würden, und beschloß, die unter 
3. des Ausschußantrages aufgeführte Entschließung 
dem Bundestag zur Beschlußfassung vorzuschlagen. 

Bei dem Bericht des Bundesministeriums für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten über die Ge- 
treidelagerhaltung nahm der Ausschuß zur Kennt- 
nis, daß das Roggenproblem zwar noch nicht gelöst 
sei, sich aber wesentlich entspannt habe. So konnte 
der Roggenberg durch freien Verkauf, durch Ver- 
sorgung der Mühlen, durch Roggenexport und Rog- 
genbeimischung verringert werden. Außerdem ist 
die Roggenanbaufläche in diesem Jahr nach den 
vorläufigen Schätzungen um 11 v.H. zurückgegangen. 


Zur Weizenlage wurde mitgeteilt, daß die Weich- 
weizeneinfuhren aus Handelsverpflichtungen und 
die Qualitätsweizeneinfuhren im Rahmen der 
25 ^/oigen Vermahlung nicht in Konkurrenz zu dem 
deutschen Weizen treten werden. 

Der mitbeteiligte Wirtschaftsausschuß hat seine 
Beratungen bei Erstellung dieses Berichts noch nicht 
abgeschlossen. Sollte er sich den Vorschlägen des 
Ernährungsausschusses nicht anschließen, werde ich 
die Stellungnahme des Wirtschaftsausschusses 
mündlich vortragen. 

Namens des federführenden Ausschusses für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten bitte ich das 
Hohe Haus, dem Gesetz in der vom Ausschuß vor- 
geschlagenen Fassung zuzustimmen. 


Bonn, den 25. April 1961 


Dr. Pflaumbaum 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2639 • — mit der 

Maßgabe, daß 

1. in § 7 Abs. 2 die Worte „Vierte Anderungsge- 
setz vom 27. Juni 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 479)" 
ersetzt werden durch die Worte „Fünfte Ände- 
rungsgesetz vom 23. Februar 1961 (Bundesge- 
setzbl. I S. 117)"; 

2. in der Anlage zu § 1 Abs. 5 die Preisgebietsein- 
teilung für „Verw.-Bezirk Braunschweig Land- 
kreise" wie folgt geändert wird: 


„Landkreise 


Blankenburg 

R 

II 

W 

I 

Braunschweig ohne 





Gebietsausschluß 





Thedinghausen 

R 

II 

W 

I 

Gebiets aus s chl uß 





Thedinghausen 

R 

II 

W 

III 

Gandersheim 

R 

II 

W 

I 

Goslar 

R 

II 

W 

I 

Helmstedt 

R 

I 

W 

I 

Wolfenbüttel 

R 

II 

W 

1", 


im übrigen unverändert nach der Vorlage anzu- 
nehmen; 

3. folgendem Entschließungsantrag zuzustimmen: 

Es wird anerkannt, daß die Bundesregierung dem 
Ersuchen des Deutschen Bundestages gemäß der 
Entschließung zum Getreidepreisgesetz 1960/61 
gefolgt ist und den wirtschaftlichen Anreiz zur 
Anwendung und Erzeugung von inländischem 
Qualitätsweizen verbessert hat. Infolge der un- 
günstigen Erntewitterung des letzten Jahres 
konnten die Maßnahmen jedoch nicht' genügend 
zur Wirkung kommen. Sie dürften auch noch nicht 
ausreichen, um das erstrebte Ziel in befriedigen- 
dem Umfange zu erreichen. 

Die Bundesregierung wird daher ersucht, durch 
geeignete weitere Maßnahmen, insbesondere 
durch eine entsprechende Gestaltung der Preise 
für eingeführten Qualitätsweizen, den wirtschaft- 
lichen Anreiz zur vermehrten Erzeugung und 
Verwendung von inländischen Qualitätsweizen 
weiter zu verbessern. 

Bonn, den 25. April 1961 

Der Ausschuß für Ernährung, 

Landwirtschaft und Forsten 

Bauknecht Dr. Pflaumbaum 

Vorsitzender Berichterstatter 
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